
Dabei ist diese negative Begriffsbestimmung der Ver­
waltung im Grunde eine reine Tautologie. Bei der — 
übrigens nie konsequent durchgeführten — praktischen 
Anwendung der Gewaltenteilungslehre — als der 
Staatstheorie eines echten Klassenkompromisses zwi­
schen dem jungen, um seinen Einfluß im Staat kämpfen­
den Bürgertum und den den Staatsapparat beherrschen­
den feudal-absolutistischen Kräften — wurden ja die 
drei „Gewalten“ keineswegs nach klaren inhaltlichen 
Kriterien unterschieden; vielmehr wurden die einzelnen 
staatlichen Funktionen den Trägern der drei „Gewal­
ten“ nach dem jeweiligen Kräfteverhältnis zwischen 
bürgerlichen und feudalen Kräften zugeordnet. Es ist 
kein Zufall und auch keine „merkwürdige Regelwidrig­
keit“, daß z. B. die Feststellung des Haushaltsplans der 
Form des Gesetzes bedurfte, d. h. dem im jungen bür­
gerlichen Staat vorwiegend von der Bourgeoisie be­
herrschten Parlament zugewiesen wurde, während bei­
spielsweise nach der Preuß. Jagdordnung die in Preußen 
immer stark feudal bestimmten Verwaltungsbehörden 
bei Wildschäden über echte Schadensersatzstreitigkeiten 
entschieden. Wenn aber die „Gewaltenteilung“ nicht 
nach inhaltlichen Merkmalen der verschiedenen Staats­
tätigkeiten erfolgte, sondern immer nur ein Mittel des 
Interessenausgleichs zwischen bürgerlichen und — be­
sonders in der Exekutive — noch verhältnismäßig 
starken feudalen Kräften war, dann bedeutete der Satz, 
daß Verwaltung diejenige Staatstätigkeit sei, die nicht 
Gesetzgebung oder Rechtsprechung darstelle, in Wahr­
heit nichts anderes als die tautologische Feststellung, 
daß Verwaltung das sei, was die Verwaltungsbehörden 
tun. Eine Verwaltungsrechts„wissenschaft“, die mit 
solchen Begriffen arbeitet und der die wissenschaftliche 
Erkenntnis der gesellschaftlichen Bedingtheit und Funk­
tion der Gewaltenteilungsideologie fehlt, mußte in dem 
fehlerhaften Kreis ihrer eigenen Voraussetzungen ge­
fangen bleiben. Sie konnte daher weder die unlösbare 
Verbindung zwischen einer bestimmten Verwaltung 
und dem jeweiligen Staat als Herrschaftsapparat be­
stimmter gesellschaftlicher Kräfte aufdecken und damit 
das Wesen der Verwaltung erkennen, noch deren mit 
dem Klassencharakter des jeweiligen Staates notwen­
digerweise wechselnden Charakterzüge, Aufgaben und 
Methoden erfassen. Sie mußte in den luftleeren Raum 
einer juristischen Ideologie geraten, aus der es nur die 
Rettung in einen flachen Rechtspositivismus gab. Dies 
war allerdings ein Mangel, der vom Standpunkt des 
bürgerlichen Staates, d. h. der Klasseninteressen der 
Bourgeoisie aus, gerade den Wert dieser Methode aus­
machte. Sie hatte, wie die gesamte bürgerliche Staats­
und Rechtstheorie, den Zweck, das Wesen, d. h. den 
Klassencharakter von Staat, Recht und Verwaltung zu 
verhüllen. Darum konnte und durfte die offizielle 
Wissenschaft in Deutschland bis 1945 auch nicht diesen 
Rechtsfetischismus durchbrechen und zu einer realisti­
schen Verwaltungswissenschaft kommen, obwohl be­
reits vor fast hundert Jahren durch Marx und Engels 
die Gesellschaftswissenschaft begründet worden war.

Es ist eines der vielen großen Verdienste des Lehr­
buchs von Walter Ulbricht, diesen juristischen Nebel, 
der vor der Möglichkeit einer realen Behandlung und 
Erkenntnis des Wesens der öffentlichen Verwaltung lag, 
zerrissen zu haben. Obwohl dieses Buch des Staats­
manns und Staatstheoretikers Walter Ulbricht nicht 
eine zusammenhängend geschriebene Gesamtdarstellung 
der Fragen des demokratischen Staats- und Wirtschafts­
aufbaus ist, sondern eine Zusammenstellung mehrerer 
grundsätzlicher Ausführungen gibt, die der Verfasser 
zu verschiedenen Zeiten und bei verschiedenen Gelegen­
heiten zu diesem Thema gemacht hat, durchzieht es 
wie ein roter Faden die Feststellung, daß alle Fragen 
der öffentlichen Verwaltung Fragen des Staates sind, 
daß das Wesen der Verwaltung nur vom Charakter des 
jeweiligen Staates her, dann allerdings auch umfassend 
und real zu verstehen ist und daß die Frage nach dem 
Charakter des Staates nur von seinem Klasseninhalt 
aus beantwortet werden kann.

Deshalb konnte das Buch Walter Ulbrichts gar nicht 
anders beginnen als mit der Darstellung der Probleme 
der großen Klassenauseinandersetzungen im internatio­
nalen Maßstab, also der sich verschärfenden allge­
meinen Krise des Kapitalismus und ihrer Ausdrucks­
formen und politischen Folgen einerseits und des We­
sens und der Kraft des diesen politischen Folgen ent­
gegenwirkenden Lagers der Demokratie und des Frie­

dens andererseits. Von hier aus gelangt Walter Ulbricht 
auf der allein wissenschaftlichen Grundlage der marxi­
stisch-leninistischen Gesellschaftswissenschaft zu der 
klaren Feststellung: „Inhalt und Formen der Verwal­
tung werden dadurch bestimmt, welche Klasse die 
Staatsmacht in den Händen hat“ (S. 19). Daraus folgt 
dann zwingend die Bestimmung des Wesens der Ver­
waltung in der Deutschen Demokratischen Republik 
(obwohl das Buch vor ihrer Gründung geschrieben ist) 
als der „Ausübung demokratischer Staatsgewalt“, als 
einer Tätigkeit „im Dienste des werktätigen Volkes“ 
(S. 19). Hier beweist Walter Ulbricht, daß nur eine Be­
trachtungsweise, die nicht mit den Interessen einer 
kleinen monopolkapitalistischen Clique an der Beherr­
schung des öffentlichen Lebens verbunden ist, zu 
wissenschaftlich einwandfreien Feststellungen über das 
Wesen von Staat und Verwaltung kommen kann, da sie 
nicht zu pseudowissenschaftlicher Apologetik gezwungen 
ist. „Einzig die Arbeiterklasse ist in der Lage, mit Hilfe 
des historischen Materialismus die gesellschaftliche 
Rolle jedes Staates wissenschaftlich zu untersuchen. 
Die Untersuchung ist eine wissenschaftlich objektive, 
weil die Arbeiterklasse die Beseitigung der Klassen als 
solche und eine höhere, die sozialistische Gesellschafts­
ordnung erstrebt“ (S. 20).

Von diesem klaren Ausgangspunkt aus ist es auch 
möglich, die Aufgabe der Verwaltung nicht nur formal, 
sondern nach ihrem konkreten Inhalt positiv dahin zu 
bestimmen, daß sie die Staatszwecke zu verwirklichen 
hat. Das bedeutet für unseren Staat:

„Aufgabe der Staatsgewalt ist es, den gesellschaft­
lichen Fortschritt zu fördern. Worin kommt die För­
derung des gesellschaftlichen Fortschritts gegen­
wärtig zum Ausdruck? In der Förderung des volks­
eigenen Sektors der Wirtschaft, in der Entwicklung 
der Planung, in der Förderung der Maschinen- und 
Geräte-Ausleihstationen und anderer wirtschaft­
licher Einrichtungen der VdgB, in der staatlichen 
Organisierung des Großhandels, in der Besserung 
der materiellen Lage der Werktätigen, in der bevor­
zugten Versorgung der Arbeiter und Werktätigen 
in den Betrieben, in der besonderen Förderung der 
kulturellen Entwicklung und dem Näherbringen 
einer fortschrittlichen Kultur an die Arbeiter und 
Werktätigen, in der Entwicklung neuer Kräfte aus 
den Reihen der Aktivisten und ihrer Schulung, in 
der Entwicklung einer neuen Intelligenz aus den 
Reihen der Werktätigen, in der Festigung des demo­
kratischen Staates und in der Schaffung einer Ideo­
logie der Freundschaft zur Sowjetunion und zu den 
volksdemokratischen Staaten in den Kreisen des 
werktätigen Volkes“ (S. 26).

Daraus folgt, daß die Grundaufgabe unserer Verwal­
tung die Erfüllung des Wirtschaftsplanes sein muß, daß 
sie die seit 1945 geschaffene neue antifaschistisch-demo­
kratische Ordnung zu sichern und zu entwickeln hat. 
Daraus ergeben sich ganz neue Aufgaben der Verwal­
tung auf wirtschaftlichem Gebiet, und es ist nur ein 
Ausdruck des engen Zusammenhangs von Verwaltung, 
Staat und Gesellschaftsstruktur, daß Walter Ulbricht 
sein Buch „Lehrbuch für den demokratischen Staats­
und Wirtschaftsaufbau“ nennt und etwa vier Fünftel 
des Buches Fragen der Wirtschaftspolitik widmet.

Ebenso wie der Charakter und die Aufgaben der 
Verwaltung sind ihre Arbeitsmethoden abhängig vom 
Charakter des Staates. So wie der alte Verwaltungs­
apparat des imperialistischen Deutschland notwendig 
bürokratisch arbeiten mußte, weil er „klassenmäßig zu 
den Interessen des Volkes im Gegensatz stand“ (S. 35), 
so muß eine demokratische Verwaltung neue Arbeits­
methoden und einen neuen Typ des Verwaltungsange­
stellten entwickeln, weil sie von einem völlig neuen 
Verhältnis zwischen der Verwaltung und den Massen 
des werktätigen Volkes ausgehen kann und muß. Dieses 
neue Verhältnis in das Bewußtsein der Massen unseres 
Volkes und insbesondere in das der Staatsangestellten 
zu heben, ist ein Hauptanliegen des Buches und eine 
Hauptaufgabe unserer heutigen Staats- und Verwal­
tungswissenschaft. Die Weckung eines solchen neuen 
Staatsbewußtseins wird einer der entscheidenden Hebel 
zur weiteren Entwicklung und Qualifizierung unserer 
demokratischen Verwaltung, aber auch zur Entwick- 
einer Masseninitiative zur Unterstützung der Verwal­
tung bei der Verwirklichung der Staatsaufgaben sein.
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